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TaxTech: 
Kluge Köpfe gesucht!

Prof. Dr. Heribert M. Anzinger
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F
olgt man den Feuilletons, müssen sich Anbieter kognitiver 

Dienstleistungen auf einen radikalen Wandel einstellen. Der 

britische Buchautor Richard Susskind beschreibt in „The Fu-

ture of the Professions – How Technology Will Transform the Work 

of Human Experts“, wie Rechtsanwälte, Steuerberater, Ärzte und 

Journalisten durch Künstliche Intelligenz ersetzt werden könnten. 

Der Vorstandsvorsitzende eines DAX-30-Unternehmens lässt sich 

mit Überlegungen zum bedingungslosen Grundeinkommen zitie-

ren, weil die Digitalisierung Fachkräfte entbehrlich machen könnte. 

Der Microsoft-Gründer Bill Gates schlägt eine Roboter-Steuer vor, 

um Ausfälle bei der Lohnsteuer auszugleichen. 

Schockstarre ist unangebracht. Im Wirtschaftsteil überwiegen die 

Chancen des technologischen Fortschritts – vorausgesetzt Unter-

nehmen, Beratungsgesellschaften und Verwaltung nehmen ihn 

diesmal an. Bereits in den 1970er Jahren ist die Reform der Abga-

benordnung mit der Automatisierung des Besteuerungsverfahrens 

begründet worden. Anfang der 1980er Jahre wurden die ersten 

steuerlichen Expertensysteme angeboten. Das Stocken der Ent-

wicklung lag nicht nur an den beschränkten technischen Möglich-

keiten. Es waren auch die Sorgen vor Veränderung, die Innovati-

onen gebremst haben. Damals waren der deutsche Markt und das 

deutsche Steuersubstrat noch geschützt: durch Sprachbarrieren, 

Rechtskultur und territorial klar abgrenzbare Geschäftsmodelle. 

Das hat sich radikal gewandelt. Airbnb, Amazon, Apple sind trans-

national. Manche Steuerabteilung ist es auch. IBM Watson kann 

Deutsch. Fachkräfte sind rar und Beratungsdienstleistungen wer-

den mit hohen Erwartungen an Kostensenkungen international 

ausgeschrieben. Ohne die Offenheit für Innovationen wird nicht 

nur Steuersubstrat, sondern auch Geschäft und Steuerkultur samt 

Steuerabteilung in der Cloud verloren gehen. 

Gefragt ist jetzt die Fähigkeit zum Prozess- und Wissensmanage-

ment und zur kreativen Durchdringung des Rechts. Es reicht nicht 

mehr, bloß Experte zu sein – auch nicht mit der Bereitschaft zum 

lebenslangen Lernen. Den optimalen Dividendenweg in sämt-

lichen Permutationen von DBA kann auch ein Computer errech-

nen. Mit den subtilen Wertungen missbräuchlicher Gestaltungen 

tut er sich schwer. Risikomanagementsysteme müssen hinterfragt 

und neue Technik entwickelt und intelligent eingesetzt werden. 

Dazu braucht es kluge Köpfe. Ein Promotionskolleg zur Digitalisie-

rung des Rechts sucht noch Stipendiaten.

Prof. Dr. Heribert M. Anzinger 

Universität Ulm
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L O R E M   I N D U S T R I E  4 . 0

I
n puncto Industrie 4.0 und Internet of Things muss jedes Un-

ternehmen seine eigene Strategie entwickeln. Grundsätzlich 

gilt jedoch für alle : Eine enge Kooperation der verschiedenen 

fachlichen Disziplinen vom Ingenieur über den Informatiker bis hin 

zum Steuerexperten und Juristen ist essenziell für den gesamten 

Unternehmenserfolg. Steuerliche und rechtliche Implikationen 

ergeben sich dabei nicht erst, wenn das neue Geschäftsfeld oder 

Produkt steht, sondern bereits am Anfang des Innovationspro-

zesses und eröffnen oft neue Gestaltungsspielräume. Das gilt 

insbesondere für international agierende Konzerne, die divisions-

übergreifend und grenzüberschreitend Mittel für gemeinsame 

Forschungs- und Entwicklungsprojekte bereitstellen, wie das Bei-

spiel eines Maschinen- und Anlagenbauers zeigt, der Personal und 

Ressourcen aus verschiedenen Bereichen in einem neuen Bereich 

„Digital“ bündelt. Auch Kooperationen mit fremden Dritten sind 

an der Tagesordnung. Schließlich schafft Innovation immaterielle 

Werte, die es rechtlich zu schützen und steuerlich zu verorten gilt. 

KLARE  INNOVATIONSPROZESSE

Spätestens seit die OECD im Rahmen ihres BEPS-Projekts 2015 er-

klärte, dass die sogenannten DEMPE-Funktionen (Develop – En-

hance – Maintain – Protect – Exploit) untrennbar mit der Lokali-

sierung des Gewinnanspruchs aus der Verwertung immaterieller 

Werte verbunden sind, sind klare Prozesse und entsprechende 

Vereinbarungen unerlässlich. Wo immer im Konzern bedeutsame 

Forschungs- und Entwicklungsprojekte stattfinden, ist es Aufga-

be der Steuerabteilung, die Verwendung und gegebenenfalls die 

erforderliche Verrechnung bestehender immaterieller Vermögens-

werte zu prüfen. Darüber hinaus muss sie Vorschläge für die Zu-

rechnung künftig entstehender immaterieller Vermögenswerte zu 

geeigneten Konzerneinheiten unterbreiten, außerdem gemeinsam 

mit der Rechtsabteilung für einen sachgerechten Schutz und für 

erforderliche vertraglich zugesicherte Verwertungsrechte sorgen. 

Schließlich muss eine robuste Verrechnungspreisdokumentation 

erstellt werden, die einer späteren steuerlichen Prüfung standhält 

und Risiken einer steuerlichen Einkommensanpassung minimiert. 

Die Stimmigkeit mit den operativen Reporting-und Approvalpro-

zessen, die häufig als Beleg im Rahmen einer steuerlichen Außen-

prüfung gesichtet werden, ist hierbei besonders wichtig. 

Digitalisierung spielt in die operativen Entwicklungs-, Produktions- 

und Vertriebsprozesse hinein. Welche ist die Einheit, die dem Kun-

den zusätzliche oder bessere Leistungspakete anbietet und damit 

zur Erhöhung des Konzerngewinns beiträgt? Zu denken wäre hier 

beispielsweise an die vorausschauende Wartung von Maschinen 

(„predictive maintenance“) oder an zusätzliche oder neue Leis-

tungen durch vernetzte Maschinen, häufig im Direktkontakt zwi-

schen Hersteller oder einem von ihm aufgesetzten Customer Ser-

vice Center. In vielen Fällen wird der Kunde künftig digital das von 

ihm gewünschte Produkt auf der Online-Plattform des Herstellers 

selbst konfigurieren und so den Austausch mit dem Vertriebsmit-

arbeiter vor Ort sparen. Diese sich ändernden Prozesse sind steu-

erlich entsprechend abzubilden. Hierfür muss die Steuerabteilung 

frühzeitig involviert werden. 

Die steuerliche Gewinnverteilung im Konzern basiert auf der Ver-

teilung der Wertschöpfung, die sich in ausgeübten Funktionen, 

eingesetzten Wirtschaftsgütern und übernommenen Risiken in 

den jeweiligen unternehmerischen Prozessen darstellt. Sich än-

dernde oder mitunter auch neue Geschäftsmodelle machen eine 

Überprüfung und in vielen Fällen eine Anpassung des steuerlichen 

Verrechnungspreismodells erforderlich. Grenzen zwischen einzel-

nen Wertschöpfungsstufen wie Entwicklung, Produktion und Ver-

trieb verschwimmen mitunter.  

Zunehmend bieten Unternehmen nicht mehr Produkte, sondern 

integrierte Leistungen an. Anstatt eine Maschine zu verkaufen, ver-

bleibt die Maschine im Eigentum des Herstellers, und dieser rech-

net in (von der Maschine produzierten) Einheiten ab. Gleichzeitig 

wird die von Sensoren überwachte Maschine bei Bedarf per Fern-

wartung vom Hersteller auf dessen Kosten optimiert. Die Einsatzfä-

higkeit der Maschine vor Ort steht damit deutlich stärker im Fokus. 

Und mit dem gesammelten Datenvolumen werden die Grundla-

gen für Weiter- und Neuentwicklungen gelegt. 

Mitunter werden Unternehmen im Zuge der Strategie Industrie 4.0 

auch einzelne Teilbereiche umstrukturieren, um einer veränderten 

Zusammenarbeit Rechnung zu tragen. Bei einer Verlagerung von 

Unternehmensbereichen zwischen verschiedenen Gesellschaften 

einer Gruppe stellt sich die Frage, ob eine steuerneutrale Umstruk-

turierung möglich ist oder stille Reserven aufgedeckt werden müs-

sen. Dies lässt sich durch eine geeignete Sachverhaltsgestaltung in 

vielen Fällen beeinflussen, sofern rechtzeitig darüber nachgedacht 

wird. 

COMPLIANCE 

Die Steuerabteilung muss zwingend im Austausch mit den opera-

tiv Verantwortlichen stehen. Zum einen geht es um Compliance, 

das heißt um Sicherstellung der steuerlichen Veranlagung in Über-

einstimmung mit den geltenden Gesetzen. Dies umfasst neben 

der Abbildung der jeweils geltenden Wertschöpfungsprozesse in 

einem Verrechnungspreissystem, das den jeweiligen Vorschriften 

entspricht, auch die Berücksichtigung weiterer steuerlicher As-

pekte. Aus Verrechnungspreissicht können sich nicht nur die Beiträ-

ge der einzelnen Konzerneinheiten entlang der Wertschöpfungs-

kette verschieben. Auch die rechnungsstellende Einheit gegenüber 

dem Kunden kann künftig eine andere sein, wenn dieser künftig 

mit der Online-Plattform des Herstellers kommuniziert. Ob ein sol-

cher Wechsel ohne steuerliche Konsequenzen erfolgen kann, muss 

geprüft werden. Daneben ergeben sich weitere steuerliche Fragen 

betreffend möglicher Betriebsstätten, umsatzsteuerlicher und zoll-

rechtlicher Konsequenzen wie auch Fragen der Quellensteuer. 

Zum anderen sollten steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten, die 

sich aus den disruptiven Transformationsprozessen ergeben, nicht 

unterschätzt werden. So könnte beispielsweise der physische 

Vertrieb vor Ort an Relevanz verlieren, während die neu geschaf-

fenen digitalen Inhalte zum eigentlichen Werttreiber werden. Oder 

es ergeben sich mitunter gänzlich neue Geschäftsmodelle, die 

steuerlich keine Vergangenheit haben und daher keiner Exit-Be-

steuerung unterliegen. Innovationsteams, die mittlerweile selbst 

zahlreiche mittelständische Unternehmen gründen, können auf 

unterschiedliche Weise ihre Wertschöpfung für die Konzernunter-

nehmen nutzbar machen. Welche Einheit im Konzern Inhaber die-

ser neu geschaffenen Vermögenswerte werden soll, kann mitunter 

frei gewählt werden. 

KONKRETE FRAGEN 

Digitale Dienstleistungen ergänzen oder ersetzen Produktver-

käufe. Wie überträgt man dann bestehendes Know-how? Wie 

bündelt man neue immaterielle Vermögenswerte möglichst steu-

ereffizient? Gibt es staatliche Förderungen für Innovationen? Was 

sind die rechtlichen Rahmenbedingungen? Kommt eine steuer-

neutrale Teilbetriebsübertragung in Betracht? Können Einzelwirt-

schaftsgüter steuerneutral auf eine Personengesellschaft übertra-

gen werden? Ist eine Realisierung stiller Reserven im Rahmen einer 

Funktionsverlagerung langfristig günstiger? Oder ist ein Verpach-

tungs- oder Lizenzmodell der geeignete Weg? Passt das derzeitige 

Verrechnungspreismodell noch zum Geschäftsmodell? 

Fazit: Die angerissenen Fragestellungen zeigen, wie wichtig ein 

frühzeitiges Einbinden der Steuer- und Rechtsabteilung im Digi-

talisierungsprozess ist. Neben der Sicherstellung der rechtlichen 

und steuerlichen Compliance können durch geeignete Gestaltung 

steuerliche und rechtliche Kollateralschäden vermieden und zu-

sätzliche Werte geschaffen werden. Die Rechts- und Steuerabtei-

lung ist gefordert, den strategisch und operativ Verantwortlichen 

mögliche rechtliche und steuerliche Implikationen von Industrie 

4.0 und Internet of Things aufzuzeigen und das Bewusstsein dafür 

zu schärfen.

Industrie 4.0 in der Steuerabteilung
Die Digitalisierung von Geschäftsmodellen und Produkten schafft neue Steuerrisiken und gleichzeitig 
Gestaltungsspielräume. Wichtig ist eine frühzeitige Einbeziehung in die Unternehmensstrategie.
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B
ereits im Jahr 2013 sorgte eine Studie der renommierten 

University of Oxford zur Zukunft der Arbeitswelt für ein ho-

hes mediales Aufsehen. Die Forscher analysierten die Aus-

wirkungen der Digitalisierung auf verschiedene Berufsgruppen in 

den USA und bezifferten dabei auch die jeweiligen Wahrschein-

lichkeiten, durch die Transformation obsolet zu werden. Während 

Zahnärzte laut dieser Studie bei einer Wahrscheinlichkeit von 0,04  

Prozent beruhigt aufatmen können, sollte sie bei Steuerberatern 

zu höchster Beunruhigung führen: Der Berufsstand soll mit einer 

Wahrscheinlichkeit von 98 Prozent überflüssig werden. Der Steuer-

berater – ein aussterbendes Wesen?

Die klare Antwort auf diese Frage lautet Nein – die kollektive Um-

schulung zum Zahnarzt bleibt dem Berufsstand erspart. Eine klei-

ne Ungenauigkeit beim Übersetzen machte den amerikanischen 

„tax preparer“ zum deutschen Steuerberater, obwohl dessen deut-

sches Pendant eher mit dem eines Buchhalters zu vergleichen ist. 

Trotzdem lohnt es sich auch in Deutschland, einen näheren Blick 

auf die Studienergebnisse zu werfen, denn die deklaratorischen 

Aufgaben eines Steuerberaters bergen in der Tat ein hohes Auto-

matisierungspotenzial. 

„Es wird digitalisiert, was digitalisierbar ist. Es wird automatisiert, 

was automatisierbar ist. Es wird vernetzt, was vernetzbar ist.“ Die-

ses Zitat des Digitalen Darwinisten Karl-Heinz Land lässt sich auch 

auf eine der Kernaufgaben des steuerberatenden Berufes über-

tragen – die der Lohn- und Finanzbuchhaltung. Die Automatisie-

rung von Prozessen der Finanzbuchführung ist längst keine ferne 

Zukunftsmusik mehr, sondern schon heute technisch umsetzbar. 

Bei einer stetig steigenden Trefferquote ist die wachsende Markt-

durchdringung von Künstlicher Intelligenz in diesem Bereich nur 

noch eine Frage der Zeit.

„STEUERBERATUNG 2020“

Auch die Bundessteuerberaterkammer erkennt in ihrem Strategie-

papier „Steuerberatung 2020“ die „zunehmende Konkurrenz durch 

immer ausgefeiltere Buchhaltungsprogramme“ und empfiehlt die 

„Nutzung der digitalen Angebote zur Rationalisierung der Pro-

zesse“. Den Steuerberatern droht dadurch einerseits ein wichtiges 

„Brot und Butter“-Geschäft verloren zu gehen, auf der anderen 

Seite bieten sich ihnen aber auch völlig neue Geschäftsmodelle.

Anders gesagt: Der Steuerberater wird nicht Digitalisierungsopfer, 

Der Steuerberater als Digitalisierungs-
partner für den Mittelstand 
Die Digitalisierung bedeutet eine große Chance für den Mittelstand, doch dieser tut sich schwer darin, neben dem 
Alltagsgeschäft Strategien für neue Geschäftsmodelle zu entwickeln. Unterstützung erhalten könnte er an dieser 
Stelle von den Steuerberatern. 
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Right on track.

Wir wissen, was gespielt wird und freuen uns,

Sie bei diesen spannenden Themen zu beraten.

sondern Digitalisierungspartner für den Mittelstand. Dazu muss 

sich das Berufsfeld allerdings gemäß der siebten und letzten The-

se „Technologieeinsatz – Prozessoptimierung in der Beratung“ 

wandeln, die die Bundessteuerberaterkammer zur Zukunft des Be-

rufsstandes aufgestellt hat. Eine grundsätzliche Bereitschaft dazu 

signalisierten die Berater bereits frühzeitig, wie sich etwa in der 

STAX-Erhebung von 2012 zeigte. Über 50 Prozent der befragten 

Berufsvertreter stimmten darin schon damals der Aussage zu, dass 

„eine deutlich aktivere Auseinandersetzung mit dem Einsatz dieser 

neuen Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten“ erfor-

derlich sei.

EINE HOHE DYNAMIK

Allein die DATEV-Steuerberater stehen für die Finanzbuchhal-

tungen von 2,5 Millionen Unternehmen in Deutschland. Dabei 

veranschaulicht das exponentielle Wachstum der Anwenderzahlen 

der Cloud-Lösung DATEV Unternehmen online sehr deutlich die 

hohe Dynamik in der digitalen Zusammenarbeit zwischen Steu-

erberater und Mandant. Nutzten im Jahr 2014 noch gut 50.000 

Unternehmen die Arbeitsplattform in der Cloud, hat sich die Zahl 

2017 schon auf knapp 100.000 verdoppelt – Tendenz weiter stei-

gend. 

Ein gutes Beispiel dafür, wie der Berufsstand sich schon in der Ver-

gangenheit als Wegbereiter der Digitalisierung zugunsten seiner 

mittelständischen Mandanten engagieren konnte, ist das Erset-

zende Scannen. In einer Kooperation erarbeitete die Bundessteu-

erberaterkammer zusammen mit dem Deutschen Steuerberater-

verband eine „Muster-Verfahrensdokumentation zur Digitalisie-

rung und elektronischen Aufbewahrung von Belegen inklusive 

Vernichtung der Papierbelege“. Für den Unternehmer bedeutete 

dieser Schritt einen immensen Gewinn an Komfort. So ist es seit-

dem möglich, Buchungsbelege digital zu archivieren und die Ori-

ginale in Papier bei absoluter Rechtssicherheit zu vernichten. Dem 

Berufsstand gelang es an dieser Stelle, einen durch die Digitalisie-

rung optimierten Prozess ganz praktisch für die mittelständischen 

Mandanten nutzbar zu machen. Das Verfahren kann somit als 

Musterbeispiel für die Zukunft angesehen werden und der Deut-

sche Landkreistag hat die Verfahrensbeschreibung der Steuerbe-

rater bereits zum Vorbild genommen, um den Papierbergen in den 

Kommunen entgegenzuwirken.

Der Steuerberater hat also prinzipiell das Potenzial, sich als Digita-

lisierungspartner für den Mittelstand neu zu positionieren. Doch 

welche Möglichkeiten stehen dabei welchen Hemmnissen gegen-

über?

Die größte Stärke des Steuerberaters ist die meist enge und lang-

jährige Geschäftsbeziehung zu seinen Mandanten. Diese gewähr-

leistet ihm den besten Zugang zu KMUs bei einem gleichzeitig 

sehr ausgeprägten gegenseitigen Vertrauensverhältnis. Durch den 

hohen Organisationsgrad in Form der Bundessteuerberaterkam-

mer und des Steuerberaterverbands, den geregelten Berufszu-

gang und die hohe Bekanntheit des Berufsstandes genießt dieser 

auch einen gesellschaftlichen Vertrauensbonus. 

Ein weiterer großer Vorteil ist die genossenschaftliche ITK-Struk-

tur, auf die die Mehrzahl der Berater vertraut: Der Nürnberger IT-

Dienstleister DATEV eG unterstützt Steuerberater bei ihrer Berufs-

ausübung und fördert ihren wirtschaftlichen Erfolg. Die Steuerbe-

rater erhalten bedarfsorientiert die passenden Cloud-Lösungen 

zur Zusammenarbeit mit den KMUs von ihrer eigenen Genossen-

schaft. Diese kann wiederum durch den Zusammenschluss von 

über 40.000 Mitgliedern eigene Hochleistungs-Rechenzentren in 

Deutschland betreiben und dabei die Einhaltung höchster Daten-

schutz- und Sicherheitsstandards auf eine Art und Weise gewähr-

leisten, die dem einzelnen Steuerberater oder seinem Mandanten 

so nicht möglich wäre.

EIN STRUKTURELLES PROBLEM

Was also steht dieser Entwicklung aktuell noch im Weg? Verstärk-

te Bemühungen zur Deregulierung von Seiten der Europäischen 

Kommission könnten den Verlust von Vorbehaltsaufgaben und 

damit einen Bedeutungsverlust für die Steuerberater mit sich 

bringen. Außerdem hat die Branche ein strukturelles Problem: 

Bei einem steigenden Altersdurchschnitt unter den Beratern, der 

schon im Jahr 2015 bei 51,6 Jahren lag, und einem aktuell noch 

sehr hohen wirtschaftlichen Erfolg, der auf klassischen Geschäfts-

modellen basiert, fehlt es in vielen Kanzleien bis jetzt an der Bereit-

schaft zur Veränderung.

Die Digitalisierung wird sich in jedem Fall auch zukünftig weiter 

sowohl auf die KMUs als auch den Steuerberater selbst auswirken 

und ein Umdenken in manchen etablierten Prozessen erfordern. 

Der Steuerberater hat deshalb trotz einiger bereits angespro-

chener Hürden ein hohes Potenzial, sich zum Digitalisierungspart-

ner für den Mittelstand weiterzuentwickeln. Die entscheidende 

Frage ist also, inwiefern der Berufsstand seine Chance bei einer ak-

tuell so erfreulichen Ausgangslage auch zu nutzen weiß.

DAT E V
Die DATEV eG ist das Softwarehaus und der IT-Dienstleister für Steuer-
berater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte sowie deren zumeist 
mittelständische Mandanten. Das Unternehmen zählt zu den größten 
IT-Dienstleistern und Softwarehäusern in Deutschland.

A u t o r
Torsten Wunderlich (Jahrgang 
1965) ist Leiter des DATEV-Informa-
tionsbüros in Berlin. Der studierte 
Diplom-Kaufmann (FH) arbeitet 
seit 2002 beim Nürnberger IT-
Dienstleister DATEV. Dort berichte-
te er zunächst als Leiter des Pro-
jekts „elektronischer Rechtsver-
kehr“ direkt an den Vorstand. Im 
Jahr 2009 übernahm er die Leitung 
des Büros in Berlin.Das Informati-
onsbüro twittert unter @DATEV_
Politik regelmäßig aktuelle Mel-
dungen aus der digitalen Welt. ©
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S 
eit der Verschärfung der Regelungen zur Selbstanzeige2 im 

Jahr 2011 ist in der Praxis eine gewisse Unsicherheit zu spü-

ren, unter welchen Voraussetzungen von einer berichtigten 

Erklärung im Sinne von § 153 Abs. 1 Nr. 1 AO oder aber von einer 

gegebenenfalls strafbefreienden Selbstanzeige gem. § 371 AO 

auszugehen ist. Zwar hat die Einführung des § 371 Abs. 2a AO3 im 

Bereich Umsatzsteuer- und Lohnsteuervoranmeldungen Entspan-

nung gebracht. Jahreserklärungen oder Anmeldesteuern im Sinne 

von § 50a EStG fallen jedoch nicht unter diese Erleichterung. 

Nahezu zeitgleich mit der Verschärfung der Selbstanzeige hat 

das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) im Jahr 2011 den Prü-

fungsstandard 980 (PS 9804) veröffentlicht. Mit dem Praxishinweis 

1/2016 v. 31.05.2017 hat 

es eine finale inhaltliche 

Konkretisierung der An-

forderungen der Wirt-

schaftsprüfung an ein 

Tax Compliance Manage-

ment System (im Weite-

ren: TCMS) formuliert5. 

Mitte 2016 hat das BMF in 

der überarbeiteten Fas-

sung des AEAO in Tz. 2.6 

zu § 153 AEAO zur Frage 

des strafrechtlichen Vor-

satzes ausgeführt: „Hat 

der Steuerpflichtige ein 

innerbetriebliches Kon-

trollsystem (im Weiteren: 

IKS)  eingerichtet, das 

der Erfüllung der steu-

erlichen Pflichten dient, 

kann dies gegebenenfalls 

ein Indiz darstellen, das gegen das Vorliegen eines Vorsatzes oder 

der Leichtfertigkeit sprechen kann, jedoch befreit dies nicht von 

einer Prüfung des jeweiligen Einzelfalls.6“

ERLEICHTERUNG DURCH EIN IKS?

In der täglichen Zusammenarbeit mit der Verwaltung, insbeson-

dere den Außenprüfungsdiensten7, kumulieren die beiden eben 

genannten Entwicklungen in der Frage, ob auch die Verwaltung 

die Einrichtung eines TCMS und das so dokumentierte unterneh-

merische Streben nach Ordnungsmäßigkeit der Steuererklärungen 

würdigen kann. Dieser Wunsch hat zwei Richtungen. Zum einen 

richtet sich der Blick auf das Steuerstrafrecht, nämlich ob das in-

stallierte IKS den strafrechtlichen Vorsatz bereits verwirklichter 

Fehler ausschließt. Zum anderen geht der Wunsch in Richtung 

Besteuerungsverfahren, ob das IKS eine Erleichterung beziehungs-

weise Beschleunigung der Außenprüfung bis hin zur Aussparung 

mit sich bringen kann.

Das BMF hat den Begriff des IKS vorgegeben, lässt jedoch offen, 

wie ein solches System ausgestaltet sein sollte. Nach vorherrschen-

der Auffassung ist das IKS ein Prozess, der auf die Wirksamkeit und 

die Wirtschaftlichkeit des Geschäftsbetriebs in Übereinstimmung 

mit den von der Unternehmensleitung hierfür vorgegebenen 

Leitlinien, die Einhaltung der für das Unternehmen geltenden ge-

setzlichen Bestimmungen und sonstigen Vorschriften sowie die 

Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung ausgerichtet ist.8 Als 

solches ist das IKS ein Teilbereich des Compliance Management 

Systems, der sich unter Berücksichtigung von rechtlichen und 

betriebswirtschaftlichen Grundsätzen auf die Einhaltung steuer-

licher Vorschriften richtet.9 Im Kern geht es darum, dass das Un-

ternehmen den gesamten vom steuerstrafrechtlichen Risiko be-

hafteten Prozess identifiziert, beschreibt und im Rahmen des Zu-

mutbaren Sorge dafür trägt, dass alle an dem Prozess Beteiligten 

zur Erreichung der Gesetzmäßigkeit des Ergebnisses die aus der 

Identifikation und Beschreibung resultierenden Vorgaben einhal-

ten10. Dies kann in Abhängigkeit von der Größe des Unternehmens 

und der Anzahl der am Prozess Beteiligten erheblich variieren. Ent-

scheidend bleiben aber folgende drei Elemente:

1. Identifikation und Beschreibung des Prozesses, beispielswei-

se steuerartbezogene Erfassung der jeweiligen spezifischen 

Wertschöpfungskette von der Eingangs- bis zur Ausgangsleis-

tung

2. Installation von Instrumenten zur Einhaltung der steuerlichen 

Gesetzmäßigkeit auf dem gesamten Prozess, beispielsweise 

die Verpflichtung der am Prozess beteiligten Mitarbeiter zum 

gesetzmäßigen Verhalten und/oder die Installation von Pro-

grammen, die dies sicherstellen

3. Regelmäßige Kontrolle, ob a) der beschriebene Prozess noch 

die tatsächlichen Gegebenheiten widerspiegelt und b) die In-

strumente ordnungsgemäß ihren Dienst verrichten

Wie Tz. 2.6. AEAO zum Ausdruck bringt, schafft das IKS als solches 

nur ein Indiz. Ein Rechtsanspruch des Steuerpflichtigen auf Straf-

Steuer-(straf-) rechtliche Sicherheit 
durch ein Kontrollsystem?
Ein innerbetriebliches Kontrollsystem bedeutet mehr Sicherheit, bietet aber 
keinen Rechtsanspruch auf Straffreiheit.1

Franz Hruschka, Finanzamt München
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1Der Aufsatz ist in nicht dienstlicher Funktion verfasst und gibt ausschließlich die persönliche Auffassung des Autors wider // 2Gesetz v. 28.4.2011, BGBL I 2011, 

676 mWv 3.5.2011 // 3Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung, BGBl I 2014, 2415 mWv 01.01.2015 // 4FN-

IDW 4/2011, S. 203 ff // 5siehe: IDWLife 2017, 837ff // 6BMF v. 23.5.2016 – IV A 3 – S 0324/15/10001, BStBl. I 2016, 490 // 7Betriebsprüfung, Lohnsteueraußenprüfung, 

Umsatzsteuersonderprüfung // 8IDW PS 261 nF, Tz 29 ff, ISA 315.11 ff; Schmidt in Beck’scher Bilanzkommentar, 10. Aufl. 2016, § 317 HGB Rz. 139 // 9IDW Praxishinweis 

1/2016, Rn. 3. // 10Siehe auch: Kiesel/Duscha/Grünwald, MwStR 2016, 942; Ludwig/Breimann/Kusch DStR 2016, 2240 // 11ebenso Esterer/Eisgruber, DB 2017 986 (987); 

Erdbrügger/Jehke, BB 2455 (2459) // 12und nicht von einer Selbstanzeige i.S.v. § 371 AO // 13Buß- und Strafsachenstelle // 14so auch: Esterer/Eisgruber, DB 2017 986 

(987) // 15verwaltungsseitige Abstandnahme von der Außenprüfung // 16vgl. FM Nordrhein-Westfalen S 1540 – 25 – V A 1 – v. 04.03.1980, DB 1981, 2467

freiheit lässt sich aus der Einrichtung eines nach IDW PS 980 zer-

tifizierten TCMS nicht ableiten11. Tragend für diese Wirkung ist, 

dass nach dem Erlass der jeweilige Einzelfall zu prüfen ist. Verein-

barungen oder Zusagen, nach denen beispielsweise bei Korrek-

turanträgen von einer berichtigten Steuerklärung i.S.v. § 153 AO12 

auszugehen sei, kann und darf die Verwaltung nicht geben. Denn 

als subjektives Tatelement ist der „Vorsatz“ beziehungsweise des-

sen Ausschluss erst zu prüfen, wenn der objektive Tatbestand ver-

wirklicht ist. In Anbetracht dessen kann die Verwaltung nicht vorab 

– sozusagen generell abstrakt –, sondern erst im Falle einer korri-

gierten Erklärung prüfen, ob das gelebte IKS des Unternehmens im 

konkreten Einzelfall den Anforderungen entspricht, die von einem 

ordentlichen und gewissenhaften Unternehmer zur ordnungsge-

mäßen Erfüllung seiner steuerlichen Pflichten erwartet werden. 

Innerhalb der Verwaltung obliegt diese Prüfung nicht der Außen-

prüfung (130 Abs. 1 AStBV) sondern der hierfür zuständigen Spezi-

alstelle (17 Abs. 4 AStBV)13. Diese kann den Außendienst – gegebe-

nenfalls im Wege der Amtshilfe – um Prüfung bitten. 

KEIN ALLGEMEINER PRÜFUNGSMASSSTAB

Gegenstand der Prüfung wird typischerweise nicht das gesamte 

IKS, sondern vorrangig der Bereich (Prozess) sein, aus dem der 

Grund für die Erklärungskorrektur stammt. Denn nur insoweit 

kommt es auf den Vorsatz an.  Inhaltlich gibt es für die Prüfung 

keinen allgemeinen Prüfungsmaßstab. Vielmehr gilt die Propor-

tionalität von Lebenssachverhalt und IKS, mit anderen Worten, je 

komplexer die Unternehmensabläufe sind und je mehr Personen 

eingebunden sind, desto höher sind die Anforderungen an das 

Kontrollsystem. In jedem Falle sind aber meines Erachtens die drei 

unter 2. genannten Bestandteile des IKS (Beschreibung/Installa-

tion/Kontrolle) zu untersuchen. Nur soweit das Unternehmen in 

diesem Bereich alles Erforderliche und Zumutbare zur Vermeidung 

von Fehlern unternommen hat, kann es vom Vorsatz befreit sein.

Jenseits des Steuerstrafrechts richtet sich der firmenseitige Wunsch 

nach Anerkennung14 auf die Beschränkung des Prüfungsumfangs 

bis hin zur Aussparung15, da bei einem funktionierenden IKS das 

Prüfungsbedürfnis der Verwaltung abnehme. Dafür spräche auch 

der seit 2017 in § 88 Abs. 5 S. 2 AO verankerte Grundsatz, nach 

dem die Verwaltung im Rahmen des Risikomanagements auch 

die Wirtschaftlichkeit ihres Handelns berücksichtigen soll. Über-

sehen wird dabei, dass Wirtschaftlichkeitserwägungen schon seit 

langem in der Betriebsprüfung Einzug gehalten haben. Etwa hat 

schon der sog. „Rationalisierungserlass“ von 1980 für den Bereich 

der Groß- und Konzernbetriebsprüfung die Konzentration der Prü-

fungshandlungen auf solche Bereiche vorgeschrieben, in denen 

mit erheblichen beziehungsweise endgültigen Steuerausfällen 

zu rechnen ist16. Diese Anweisung ist der Erkenntnis geschuldet, 

dass ab einer bestimmten Unternehmensgröße eine vollumfäng-

liche Prüfung wirtschaftlich nicht zielführend ist. An dieser Stelle 

werden sicher auch TCMS Einfluss auf das Prüfungsverhalten der 

Außenprüfung haben. Wurde beispielsweise im Rahmen der Vor-

prüfung ein bestimmter EDV-gestützter Prozess untersucht und 

für ordnungsgemäß befunden und haben sich die tatsächlichen 

Verhältnisse bis in den Folgeprüfungszeitraum nicht verändert, 

spricht einiges dafür, dass der Prozess nach wie vor steuerlich kor-

rekt läuft. Damit sinkt das Prüfungsbedürfnis.  

Wie jedoch das Prüfungsermessen ausgeübt wird und welche 

Bereiche als prüfungsrelevant angesehen werden, obliegt dem 

Prüfer. Dieser hat bei seinem Auswahlermessen stets neben der 

Wirtschaftlichkeit auch den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit (§ 85 

AO) zu berücksichtigen. Beide Aspekte beziehen sich auf die kon-

kreten steuerlichen Verhältnisse (§ 194 AO). Ein Anspruch des Steu-

erpflichtigen auf Bildung bestimmter Prüfungsschwerpunkte oder 

gar auf vollumfängliche Prüfung des Systems besteht daher nicht.

Zusammenfassend schließt die Zertifizierung des IKS durch den 

Wirtschaftsprüfer als solche den strafrechtlichen Vorsatz nicht 

aus. Geprüfte und ordnungsgemäß funktionierende Prozesse des 

Systems können aber im Rahmen des Besteuerungsverfahrens 

die Betriebsprüfung beschleunigen. Insofern gibt es zwar keinen 

Anspruch, jedoch eine Chance, dass die Installation eines solchen 

Systems auch in der Zusammenarbeit mit der Verwaltung Vorteile 

bringt.
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Digitalisierung und Steuern 
Es gibt kaum noch Bereiche, in denen die Digitalisierung nicht für Umwälzungen und neue Chancen sorgt. 
Das gilt ebenso für das Verfahren der Besteuerung.

D
er Begriff „Digitalisierung“ ist in aller Munde und hat 

beste Chancen, Wort des Jahres zu werden. Er führt zu 

9.960.000 Treffern bei Google Deutschland – Tendenz 

stark steigend – und wird umfassend in einem Wikipedia-Artikel in 

all seinen Facetten abgehandelt. In der politischen Diskussion wird 

sogar vorgeschlagen,  regulatorische Kompetenzen in einem Quer-

schnittsressort innerhalb der Bundesregierung zu bündeln. Das 

Thema „Digitalisierung und Steuern“ untergliedert sich in die bei-

den Politikfelder „Besteuerungsverfahren“ und „Besteuerungstat-

bestände“.

BESTEUERUNGSVERFAHREN

Die Verwaltung der direkten Steuern obliegt im Rahmen der Bun-

desauftragsverwaltung den Bundesländern, die für den Einsatz 

der Personal- und Sachmittel einschließlich der EDV selbstverant-

wortlich ohne Anweisung durch den Bund agieren. Um nicht-kom-

patible Insellösungen zu vermeiden, wurde per Staatsvertrag das 

sogenannte KONSENS-Verfahren (Koordinierte Software-Entwick-

lung für das Steuerverfahren) entwickelt, bei dem Bund und Län-

der die einzelnen Software-Verfahren bestimmen, priorisieren und 

in einem jährlich abgestimmten Budget gemeinsam finanzieren. 

Einzelne Länder übernehmen für das jeweilige Verfahren die Ent-

wicklungszuständigkeit und jedes Bundesland nach Fertigstellung 

die Einführung im jeweiligen Land.

Ziel ist evolutionäre Etablierung eines gemeinsamen Software-

Standards für alle Bundesländer auf der Zeitachse. Dieser funktio-

nierende, aber mit hohem Abstimmungsaufwand durchzuführen-

de Prozess soll beschleunigt werden. Hierzu wurden dem Bund im 

Rahmen der Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen 

nach 2019 höhere Gestaltungspielräume durch eine Änderung des 

Finanzverwaltungsgesetzes eingeräumt. Zugleich arbeiten Bund 

und Länder in einem Projekt zur praktischen Umsetzung eng zu-

sammen und haben sich zu höheren Finanzierungsbeiträgen be-

kannt. Das Bekenntnis zur weiteren Digitalisierung des Besteue-

rungsverfahrens ist rechtlich ermöglicht, organisatorisch unterlegt 

und haushalterisch / planerisch erarbeitet.

Inhaltlicher Ausgangspunkt für die Digitalisierung war zunächst 

den Medienbruch zu überwinden zwischen elektronischer Erstel-

lung in zahlreichen Steuerkanzleien (Stichwort: DATEV), schrift-

licher Steuererklärung, postalischer Übermittlung und elektro-

nischer Bearbeitung, Verarbeitung in Rechenzentren und schließ-

lich elektronischer Zurverfügungstellung des Bescheides. Ziel ist 

es, den Rechtsverkehr zwischen Steuerpflichtigen, Beratern und 

Finanzverwaltung vollständig elektronisch abzuwickeln, denn 

die einheitlichen Standards und Schnittstellen sind die wesent-

lichen Treiber der Digitalisierung. Dazu reicht es nicht allein aus, 

die schlichte Kommunikation zu ermöglichen, sondern diese muss 

rechtssicher in digitalen Prozessen abgebildet werden. Als Stich-

worte seien genannt: Nachweis von Absenderidentität, Nachweis 

der Bevollmächtigung des Steuerberaters, rechtssichere Zustel-

lung des Bescheides und nicht zuletzt elektronischer Datenschutz. 

Mit dem von den steuerberatenden Berufen maßgeblich gestei-

gerten Eingang elektronischer Steuererklärungen wurde die Fi-

nanzverwaltung befähigt, diese nach Risikogesichtspunkten zu 
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filtern und zu prüfen. Zugleich wird mit einem Zufallsgenerator 

erreicht, dass auch nach Risikogesichtspunkten unauffällige Erklä-

rungen gleichwohl einzelgeprüft werden, damit das Risiko einer 

Entdeckung möglicherweise schuldhaft unrichtiger Steuererklä-

rungen bleibt. Ziel ist es, mittelfristig eine automatisierte Bearbei-

tung von über 60 Prozent der Erklärungen zu erreichen.

Bei grenzüberschreitenden Sachverhalten haben sich mittlerweile 

über 100 Staaten zum automatischen Austausch von Daten über 

Finanzkonten verpflichtet, die ab Herbst dieses Jahres beginnen 

einheitliche Datensätze nach einem standardisierten Datenformat 

untereinander auszutauschen. Dies dürfte einer der wichtigsten 

Schritte zur Durchsetzung von Steueransprüchen bei international 

höchst flexibel gestaltbaren Einkünften aus Kapitalvermögen sein.

BESTEUERUNGSTATBESTÄNDE

Die Digitalisierung von Geschäftsmodellen zwingt zur Beschäfti-

gung mit neuen Formen internationaler steuerlicher Zusammenar-

beit und zur Überarbeitung der Normen für die Begründung von 

Besteuerungsrechten.

Dies betrifft einerseits Vollzugsfragen. Der Einsatz von Plattformen 

zur Vermittlung von Leistungen zwischen Anbieter und Nachfra-

gern (Beispiele: Übernachtungen – Transportleitungen) umgeht 

den direkten Kontakt zwischen kommerziellem und steuerlich 

erfassten Anbieter (zum Beispiel Hotelbetreiber) und privatem 

Nachfrager. Die vermittelnde Plattform ermöglicht privaten, aber 

gewerblich agierenden Anbietern und Nachfragern untereinander 

und anonym Leistungen auszutauschen und vor den Finanzbehör-

den – jedenfalls zeitweilig – zu verbergen. Die Finanzverwaltung 

reagiert mit Auskunftsersuchen an die Finanzbehörden der Län-

der, in denen die Plattformen bereitgestellt werden, und wird trotz 

noch nicht völlig eingespielter Mechanismen in absehbarer Zeit an 

die Daten dieser Anbieter, die sich hinter den Plattformen verste-

cken, gelangen. 

Daneben bilden die größte steuerliche Herausforderung die Un-

ternehmen der Digitalwirtschaft, die grenzüberschreitend durch 

das Angebot zielgerichteter kundenbezogener Werbung durch 

Auswertung von Nutzerdaten gegen Informationsbereitstellung 

Werbeeinnahmen erzielen. Die Anbieter der Suchleistung und 

Werbeflächenbereitsteller sind steuerlich hoch optimiert und 

vermeiden eine für die Besteuerung der Werbeentgelte im jewei-

ligen Werbemarkt gegenwärtig noch notwendige Betriebsstätte. 

Deutschland hat dieses Thema als derzeitiger G-20-Vorsitzender 

auf die steuerpolitische Agenda gesetzt und entsprechende Auf-

träge an die OECD mit formuliert. Auf dem informellen ECOFIN in 

Tallin setzt sich Deutschland zusammen mit zahlreichen anderen 

EU-Mitgliedstaaten für ein faires Wettbewerbsfeld bei digitalen 

Dienstleistungen ein. Danach sollen

•	 in Europa ansässige Unternehmen der Digitalwirtschaft ge-

genüber Anbietern aus Drittstaaten nicht weiter benachteiligt 

werden,

•	 Gewinne, die durch digitale Wertschöpfung im europäischen 

Markt erzielt werden, auch dort besteuert werden,

•	 Unternehmen der Digitalwirtschaft, die hier ansässig sind, der 

Gewinn zugeordnet werden, der der Wertschöpfung in Euro-

pa entspricht,

•	 die Europäische Kommission untersuchen, inwieweit Unter-

nehmen aus Drittstaaten, die Gewinne aus digitalen Leistun-

gen in Europa erzielen, zu einem entsprechenden Ausgleich 

nach Wertschöpfungsanteil herangezogen werden können 

(Equalisation Tax),

•	 die Europäische Kommission aufgefordert werden, entspre-

chende Konzepte bis Ende 2017 auszuarbeiten.

Mit der wirtschaftlichen Globalisierung und der Digitalisierung 

von Geschäftsmodellen müssen auch die Besteuerungsregeln 

überprüft werden, die in Zeiten der grenzüberschreitenden Wa-

renbeförderung bei weitgehend innerstaatlicher Wertschöp-

fung im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts entwickelt wurden. 

Je unkörperlicher die Wertschöpfung wird, je schwieriger ist die 

Zuordnung und Verteilung von Besteuerungsrechten zwischen 

den Jurisdiktionen, weil sich bei der Wertschöpfung die Grenze 

zwischen Quellenstaat und Sitzstaat verwischt beziehungswei-

se überhaupt keine Rolle mehr spielt. In diesem Zusammenhang 

gewinnt der Begriff „Data Mining“ eine steuerliche Komponente, 

die die Begründer dieses Begriffes nicht im Auge gehabt haben. 

Wenn Rohstoffe ein Wertträger in der „Old Economy“ waren, so 

sind Daten der Wertträger der „New Economy“. Auch wenn es 

natürlich Unterschiede gibt, gilt für beide: Die Berechtigung zum 

Abbau von wirtschaftlichen Ressourcen war in der Vergangenheit 

nicht kostenlos und darf es auch in Zukunft nicht sein. Die Staaten, 

in denen geschürft wird, haben einen Anspruch auf finanzielle 

Beteiligung an den jeweiligen sich daraus ergebenden Gewinnen. 

Die Bundesregierung strebt einen breiten internationalen Konsens 

zu diesen Fragen an.

FAZIT

Die Digitalisierung durchdringt nicht nur das Leben des einzelnen 

Bürgers und der Geschäftswelt, sondern verlangt daran anknüp-

fende Anpassungen in Rechtssetzung und Verwaltung. Gesetzge-

ber und Verwaltung haben bereits in vielen Bereichen reagiert; die 

internationale Abstimmung von Regelungen für die Digitalwirt-

schaft bekommt aber eine immer größere Bedeutung, um Frikti-

onen durch nationale Insellösungen zu vermeiden.

Michael Sell, Leiter der  
Steuerabteilung im Bundes- 
ministerium der Finanzen©
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Die neuen Module bei Otto Schmidt online sind zeitgemäße 

und enorm leistungsfähige Werkzeuge für Steuerberater und 

Fachanwälte für Steuerrecht.

Otto Schmidt hat für Praktiker, die umfassend beraten, fünf 

Module zum Steuerrecht im Aktionsmodul zusammengefasst! 

Und das für 3 Nutzer zu einem unschlagbaren Preis: 169,– € 
zzgl. MwSt. pro Monat anstatt 280,– €!

Das Aktionsmodul ist die perfekte Online-Bibliothek für 

höchste Ansprüche und Rechtssicherheit mit den großen 

führenden Kommentaren, Handbüchern und Zeitschriften 

von Otto Schmidt. Bewährt, meinungsstark und aktuell. 

Nichts riskieren: Testen Sie 4 Wochen kostenlos. 

Alles zu den Inhalten der einzelnen Module unter: 
www.otto-schmidt.de/online

Ein echter Brocken!

Das Aktionsmodul zum Steuerrecht. Prall gefüllt, zum Paketpreis.
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